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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Planungsverfahrens 
für Magnetschwebebahnen (Magnetschwebebahnplanungsgesetz — MBPIG) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 § 4 „Planfeststellung, Plangenehmigung" werden die 
Absätze 2 und 3 gestrichen. 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Begründung 

Die Plangenehmigung ist ein Verfahren ohne Öffentlichkeitsbe-
teiligung, ohne förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
und ohne Mitwirkung der anerkannten Naturschutzverbände. 
Eine Plangenehmigung ist deshalb bei einem neuen Verkehrsträ-
ger insbesondere dann problematisch, wenn erhebliche Auswir-
kungen auf die Umwelt nicht auszuschließen sind. In diesen 
Fällen kann auf eine förmliche UVP nicht verzichtet werden; es 
muß sichergestellt sein, daß der Bau der Magnetschwebebahn-
strecke aufgrund eines Planfeststellungsverfahrens inklusive 
UVP durchgeführt wird und nicht lediglich aufgrund einer Plan-
genehmigung. 




